Landesregierung will sozialen Kahlschlag: Wie reagiert das Sozialforum Wiesbaden? 
Am 17. Dezember 2003 interviewte Thomas Klein von der "Jungen Welt" Hartmut Bohrer, Stadtverordneter der Linken Liste (LiLi) und engagiert im Sozialforum Wiesbaden: 

F: Weltweit versuchen Sozialforen, eine neue Verbindung zwischen bislang isoliert ablaufenden sozialen Auseinandersetzungen herzustellen. Seit einigen Wochen gibt es auch in Wiesbaden ein solches Gremium. Wie bewerten Sie die bisherige Arbeit?

Insgesamt hat es positiv begonnen. Während auf den ersten beiden Treffen noch die Gründungsaufgaben im Vordergrund standen, haben zuletzt mögliche gemeinsame Aktionen die Diskussion bestimmt. Das Sozialforum hat sich als Plattform etabliert, auf deren Basis sich die verschiedensten Gruppen gegen Sozial- und Kulturabbau und gegen die Privatisierung öffentlicher Aufgaben zur Wehr setzen können. Von der Linken Liste aus haben wir zudem die Präsenz im Internet organisiert. 

F: Und die Präsenz auf der Straße?

Als Mitte November etwa 50 000 Teilnehmer in Wiesbaden gegen den Sozialkahlschlag demonstrierten, hat das Sozialforum erstmals mit eigenen Transparenten teilgenommen. Auf dem letzten Plenum haben wir zur Unterstützung der von den hessischen Studierenden organisierten Aktionen vom 16. bis zum 18. Dezember aufgerufen. 

F: Den Gewerkschaften wird vielfach vorgeworfen, nur gehemmt Kritik an der SPD-Grünen-Bundesregierung zu formulieren, obwohl diese gleiche Ziele durchzusetzen versucht. Haben Sie entsprechende Erfahrungen auch auf lokaler Ebene?

Neben Linker Liste und ATTAC haben vor allem Mitarbeiter von sozialen Einrichtungen und Gewerkschaftsmitglieder zur Konstituierung des Sozialforums beigetragen. Zunächst überwiegend von Einzelpersonen gegründet, gehören dem Sozialforum mittlerweile bereits neben einer stattlichen Zahl von Initiativen und Gruppen örtliche Gewerkschaftsorganisationen von IG BAU, GEW, ver.di und DGB an. Zwar steht der soziale Kahlschlag der CDU-Landesregierung in diesen Tagen im Zentrum der Protestaktionen, aber das Sozialforum macht deutlich, dass wir uns gegen den Sozialabbau auf allen Ebenen wehren. Diese Haltung wird auch von den beteiligten Gewerkschaften geteilt.

F: Die Linke Liste Wiesbaden hat die Wiesbadener Stadtverordneten aufgefordert, gegen die vorgesehenen Mittelkürzungen der Landesregierung im Sozialbereich Stellung zu beziehen. Welche Reaktionen gab es darauf?

Der Antrag fand die Unterstützung der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen. Unser Antrag sorgte für eine Debatte im Stadtparlament. Danach aber erklärte die Mehrheit aus CDU, FDP und Republikanern das Thema für »erledigt«. Und das, obwohl die Politik des Landtages auf kommunaler Ebene bittere Folgen haben wird. Die Frage nämlich wird sein, inwieweit die Gemeinden und Landkreise in die Lücke springen, die das Land hinterlässt.

* Info: www.sozialforum-wiesbaden.de 

